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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Aufbewahrung von Rechnungen nach § 14b UStG 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 17. November 2021 ein 
Schreiben zur Erfüllung der umsatzsteuerlichen Anforderungen bei elektronischen 
oder computergestützten Kassensystemen oder Registrierkassen veröffentlicht. 

Durch das BMF-Schreiben wird Abschn. 14b.1 Abs. 1 UStAE geändert. Danach 
ist es bei Rechnungserteilung mithilfe elektronischer oder computergestützter 
Kassensysteme oder Registrierkassen hinsichtlich der erteilten Rechnungen im 
Sinne des § 33 UStDV ausreichend, wenn ein Doppel der Ausgangsrechnung 
(Kassenbeleg) aus den unveränderbaren digitalen Aufzeichnungen reproduziert 
werden kann, die auch die übrigen Anforderungen der GoBD erfüllen. 

Aufbewahrungspflichten nach anderen Vorschriften bleiben davon unberührt. 

Die Grundsätze des Schreibens sind auf alle offenen Fälle anzuwenden. Für 
Zeiträume bis zum 31. Dezember 2021 wird es von Seiten der Finanzverwaltung 
nicht beanstandet, wenn die Aufbewahrungspflicht nach der bisherigen Regelung 
in Abschnitt 14b.1 Abs. 1 Satz 2 UStAE erfüllt wird. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 16. November 2021, III C 2 – S 7295/19/10001 :001. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-11-16-aufbewahrung-von-rechnungen-nach-paragraf-14b-UStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 25. November 2021 

 
 
Eine aufschiebend bedingte Last ist auf den Zeitpunkt des 
Bedingungseintritts zu bewerten. 
Der Kapitalwert von lebenslänglichen Leistungen wird mit dem bei 
Bedingungseintritt geltenden Vervielfältiger berechnet. 
Eine Abzinsung der aufschiebend bedingten Last für die 
Schwebezeit zwischen dem Rechtsgeschäft und dem 
Bedingungseintritt findet nicht statt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Erwirbt ein Steuerpflichtiger von Todes wegen eine Wohnung, die 
an seine selbst genutzte Wohnung angrenzt, kann dieser Erwerb 
als Familienheim steuerbegünstigt sein, wenn die hinzuerworbene 
Wohnung unverzüglich zur Selbstnutzung bestimmt ist.  
Der wegen der Beseitigung eines gravierenden Mangels 
eintretende Zeitverzug steht der unverzüglichen Selbstnutzung 
nicht entgegen, wenn der Erwerber den Baufortschritt angemessen 
fördert. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Die Gewerbesteuerbefreiung nach § 3 Nr. 20 Buchst. c und d 
GewStG erfasst nur die Gewinne, die aus dem Betrieb der 
jeweiligen Einrichtung selbst erzielt werden. Übt der Träger der 
Einrichtung daneben Tätigkeiten aus, die nicht vom Zweck der 
Steuerprivilegierung gedeckt sind, unterfällt der daraus erzielte 
Gewinn der Gewerbesteuer. Die Annahme einer nicht von der 
Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 20 Buchst. c und d GewStG 
erfassten Tätigkeit setzt nicht voraus, dass die Tätigkeit die 
Voraussetzungen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs i.S. des 
§ 14 Satz 1 AO erfüllt, den Rahmen der privaten 
Vermögensverwaltung verlässt oder besondere organisatorische 
Vorkehrungen erfordert. Es genügt, dass der Tätigkeit trennbare 
Erträge zugeordnet werden können. 
 

Zum Urteil 
 
 

Urteil II R 26/19: Keine 
Abzinsung einer 
aufschiebend 
bedingten Last 
 
 
 
 
 
 
 
15. Juli 2021 
 

Urteil II R 46/19: 
Steuerbegünstigung 
für ein Familienheim 
bei Zuerwerb 
 
 
 
 
 
 
 
06. Mai 2021 
 

 

 
Urteil III R 20/19: 
Umfang der 
Gewerbesteuerbefreiu
ng für Altenheime, 
Altenwohnheime und 
Pflegeeinrichtungen 
 
 
 
 
 
01. September 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110221/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110222/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110223/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

EuGH-Vorlage V R 40/20: EuGH-Vorlage zur Turnierteilnahme mit fremden 
Pferden 
27. Juli 2021 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Begriff der „Organisation der Vereinten Arbeit“ im DBA-Jugoslawien erfasst 
auch Nachfolgeorganisationen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Beschluss entschieden, dass 
steuerpflichtige juristische Personen, die nach dem Recht Bosnien und 
Herzegowinas gegründet wurden oder an die Stelle einer „Organisation der 
Vereinten Arbeit“, die als Rechtsform nicht mehr existiert, getreten sind, von dem 
in Art. 8 und Art. 14 Abs. 3 DBA-Jugoslawien verwendete Begriff der 
„Organisation der Vereinten Arbeit“ erfasst werden. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten stritten um die Auslegung des Begriffs „Organisation der Vereinten 
Arbeit“, wie er im Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zwischen Deutschland 
und Jugoslawien aus dem Jahr 1987 verwendet wurde; Deutschland und 
Bosnien-Herzegowina haben die Fortgeltung dieses DBA im Jahr 1992 
beschlossen. 

Der in Deutschland wohnhafte Kläger ist Gesellschafter zweier 
Kapitalgesellschaften („d.o.o.“) mit Sitz in Bosnien-Herzegowina, die in den 
Jahren 1991 bzw. 1995 gegründet wurden. In den Streitjahren veräußerte er die 
Beteiligung an der einen Gesellschaft und erhielt eine Gewinnausschüttung von 
der anderen. Eine Besteuerung des Veräußerungsgewinns bzw. der 
Gewinnausschüttung in Bosnien-Herzegowina erfolgte nicht. 

Im Rahmen des Veranlagungsverfahrens vertrat der Kläger die Auffassung, für 
die Einkünfte fehle es aufgrund der für die Organisation der Vereinten Arbeit 
geltenden besonderen Bestimmungen des DBA-Jugoslawien an einem deutschen 
Besteuerungsrecht. Dagegen wandte das beklagte Finanzamt ein, die 
betreffenden Abkommensbestimmungen seien nur auf nach jugoslawischem 
Recht gegründete originäre Organisationen der Vereinten Arbeit anzuwenden. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Das Finanzgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass Deutschland weder 
hinsichtlich des im Streitjahr 2009 angefallenen Gewinns des Klägers aus der 
Veräußerung von Anteilen an der B in Höhe von noch hinsichtlich der das 
Streitjahr 2012 betreffenden Gewinnausschüttung (A) in Höhe von ein 
Besteuerungsrecht zusteht, sondern die Beträge lediglich bei der Berechnung des 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110224/
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besonderen Steuersatzes gemäß § 32b Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) zu berücksichtigen sind. 

Der Begriff der Organisation der Vereinten Arbeit wird im DBA-Jugoslawien selbst 
nicht definiert. Der Begriff der Organisation der Vereinten Arbeit wird im DBA 
Jugoslawien selbst nicht definiert. Wird ein Begriff im Abkommen selbst nicht 
definiert und lässt sich der Bedeutungsinhalt – wie im Streitfall – auch nicht 
unmittelbar aus dem allgemeinen und im Einklang mit dem Sinn und 
Vorschriftenzusammenhang des Abkommens stehenden Sprachgebrauch 
gewinnen, kommt dem Begriff nach Art. 3 Abs. 2 DBA Jugoslawien die Bedeutung 
zu, die ihm nach dem Recht über die Steuern des Anwendestaates (hier: 
Deutschland) zukommt. Indessen hatte und hat der Begriff der „Organisation der 
Vereinten Arbeit“ im deutschen Steuerrecht keine Bedeutung. Vielmehr handelt 
es sich um einen Rechtsbegriff des jugoslawischen Rechts, an den die 
Abkommensparteien bewusst angeknüpft haben. Es entspricht dann aber dem 
Zweck des Art. 3 Abs. 2 DBA Jugoslawien, Entscheidungsharmonie zwischen der 
Abkommensauslegung und dem innerstaatlichen Steuerrecht des 
Anwendestaates dadurch herzustellen, dass der genannte Rechtsbegriff im 
Einklang mit der Begriffsbedeutung im anderen Vertragsstaat (hier: Jugoslawien) 
auszulegen ist. 

Für die Entscheidung des Streitfalles kommt es nach dem Vorstehenden darauf 
an, ob angesichts der gesellschaftsrechtlichen Entwicklung in Jugoslawien und 
seinen Nachfolgestaaten auch die an die Stelle der Organisationen der Vereinten 
Arbeit getretenen Nachfolgeunternehmen und alle steuerpflichtigen juristischen 
Personen, die nach 1988 in Übereinstimmung mit dem jugoslawischen 
Gesellschaftsrecht bzw. dem Gesellschaftsrecht der Nachfolgestaaten errichtet 
worden sind, Art. 14 Abs. 3 DBA-Jugoslawien unterfallen (so Raber, a.a.O., Art. 8 
Rz 7 und 8), oder sich der Wortlaut der Bestimmung mit dem Finanzamt auf die 
nach bosnisch-herzegowinischem Gesellschaftsrecht seit dem 31. Dezember 
1991 nicht mehr existierende jugoslawische Organisation der Vereinten Arbeit 
beschränkt. 

Der BFH schließt sich dazu der Rechtsauffassung des Finanzgerichts an. Er hält 
an seiner Rechtsprechung zur sog. statischen Abkommensauslegung (Urteile 
vom 10. Juni 2015, I R 79/13, m.w.N.; vom 25. November 2015, I R 50/14) fest, 
stellt aber klar, dass bei Vorliegen einer sog. Fortgeltungsvereinbarung für die 
Abkommensauslegung auf den Zeitpunkt des Abschlusses dieser Vereinbarung 
abzustellen sein kann. 

Auch für die Gewinnausschüttung des Streitjahres 2012 fehlt es an einem 
Besteuerungsrecht Deutschlands. Gemäß Art. 8 Satz 1 DBA-Jugoslawien kann 
der Gewinn aus Investitionen in einer jugoslawischen Organisation der Vereinten 
Arbeit, den eine in Deutschland ansässige Person bezieht, in Jugoslawien 
(Bosnien und Herzegowina) besteuert werden. Dividenden, die eine in 
Deutschland ansässige Gesellschaft an eine in Jugoslawien ansässige Person 
zahlt, können hingegen in Deutschland besteuert werden (Art. 11 Abs. 1 Satz 1 
DBA-Jugoslawien). Gemäß Art. 22 Abs. 1 DBA-Jugoslawien können Einkünfte 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln 
nicht behandelt wurden, ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

Die Gewinnausschüttung aus dem Jahr 2012 unter Art. 8 Satz 1 DBA-
Jugoslawien. Es handelt sich um den Gewinn aus Investitionen in einer 
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jugoslawischen Organisation der Vereinten Arbeit. Damit besteht ein 
Besteuerungsrecht von Bosnien und Herzegowina. 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 13. Juli 2021 (I R 63/17), veröffentlicht am 18. November 
2021. 

 

Keine Kostenerstattung im Einspruchsverfahren wegen 
Hinterziehungszinsen 

In einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass es bei 
einem erfolgreichen Einspruch gegen Hinterziehungszinsen auch im 
Kindergeldverfahren keine Kostenerstattung gibt. 

Sachverhalt 

Die Klägerin hatte zu Unrecht Kindergeld bezogen. Deshalb setzte die 
Familienkasse gegen sie Hinterziehungszinsen fest. 

Der dagegen gerichtete Einspruch der Klägerin war zwar in der Sache erfolgreich. 
Die Familienkasse entschied aber, die im Einspruchsverfahren entstandenen 
Kosten der Klägerin nicht zu erstatten. 

Das Finanzgericht Bremen gab der daraufhin erhobenen Klage statt und 
verpflichtete die Familienkasse zur Erstattung der Aufwendungen. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH sah die Sache anders. 

Das Einspruchsverfahren nach der Abgabenordnung ist grundsätzlich für beide 
Seiten kostenfrei, d.h. Einspruchsführer und Behörde haben jeweils ihre eigenen 
Aufwendungen zu tragen. 

Abweichend von diesem Grundsatz werden nach § 77 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) im Einspruchsverfahren gegen 
Kindergeldfestsetzungsbescheide dem erfolgreichen Rechtsbehelfsführer die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendigen Aufwendungen erstattet. 
Diese Vorschrift kann aber nach dem Urteil des BFH nicht herangezogen werden, 
wenn der Einspruchsführer sich erfolgreich gegen die Festsetzung von 
Hinterziehungszinsen wegen unberechtigt erhaltener Kindergeldzahlungen 
gewandt hat. § 77 EStG ist seinem Wortlaut nach nur anwendbar, soweit der 
Einspruch „gegen die Kindergeldfestsetzung“ erfolgreich war. 

Als Ausnahme vom Grundsatz der Kostenfreiheit des außergerichtlichen 
Rechtsbehelfsverfahrens kann die Kostenerstattungspflicht auch nicht durch eine 
entsprechende Anwendung des § 77 EStG begründet werden. Denn es fehlt für 
eine solche Analogie an einer planwidrigen Gesetzeslücke. 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 01. September 2021 (III R 18/21), veröffentlicht am 18. 
November 2021, vgl. auch die Pressemitteilung 042/21. 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110218/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110220/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-kostenerstattung-im-einspruchsverfahren-wegen-hinterziehungszinsen/
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durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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